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Geſetz- Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 1 


(Nr. 2714.) Allerhoͤchſte Genehmigungsurkunde des ap XVIII. zur Rhein- 
ſchiffahrtsakte vom 31. Maͤrz 1831. D. d. den 30. April 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


urkunden und bekennen hiermit: 


Nachdem die Rheinſchiffahrts-Zentralkommiſſion ſich in ihrer am 17. Sep⸗ 
tember 1844. gehaltenen 19ten Sitzung anderweit über den nachfolgenden Zu⸗ 
ſatzartikel XVIII. zur Rheinſchiffahrtsakte vom 31. Maͤrz 1831. 


„XVIII Supplementairartikel. 


Der Artikel 52. der Uebereinkunft vom 31. Maͤrz 1831. wird in Anſe⸗ 
hung der Dampfſchiffe hierdurch aufgehoben, und ſtatt deſſelben, ſowohl 
hinſichtlich derjenigen Dampfſchiffe, welche den Rhein bereits befahren, 
als auch hinſichtlich derjenigen, welche dieſen Strom kuͤnftig befahren 
wollen, Nachſtehendes feſtgeſetzt: 


H. 1. 


Zum Erwerbe des Rechts auf dem Rheine, von demjenigen Punkte 
an, wo dieſer Strom ſchiffbar wird, bis ins Meer, und aus dem Meere 
bis an den gedachten Punkt, die Schiffahrt mit Dampfſchiffen unter den 
Beſtimmungen und Beguͤnſtigungen jener Uebereinkunft auszuuͤben, be— 
darf es nur des, in Gemaͤßheit des vierten Titels der Uebereinkunft aus— 
geſtellten Patents für die Schiffsfuͤhrer, und außerdem für die Unter: 
nehmer der, die Art des Dampfſchiffahrtsbetriebes (F. 2.) bezeichnenden 
Konzeſſion desjenigen Uferſtaates, in — die Dampfſchiffahrtsgeſell⸗ 
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ſchaft (Sozietaͤt, anonyme, Aktiengeſellſchaft) ihren Sitz hat, oder welchem, 
Falls die Schiffahrt von einem Einzelnen unternommen wird, dieſer 
angehoͤrt. 


$. 2, 


Nur die, im F. 1. bezeichneten Bedingungen find, Behufs der Er⸗ 
langung der Befugniß zur Dampfſchiffahrt zu erfuͤllen, es mag dieſe 
Schiffahrt von einem Einzelnen, oder einer Geſellſchaft, mit einem Schiffe 
oder mit mehreren Schiffen betrieben werden, es moͤgen die Dampfſchiffe, 
deren Maſchinen und ſonſtiges Zubehör in einem Rheinuferſtaate, oder 
anderswo verfertiget fein, es mögen blos Perſonen nebſt ihrem Gepaͤcke 
und ihren Wagen, oder blos Waaren, oder Perſonen und Waaren be- 
foͤrdert oder, ſei es mit oder ohne gleichzeitige Beförderung von Perfo- 
nen und Waaren, oder von Perſonen oder Waaren auf den Dampf⸗ 
ſchiffen, durch die Dampfſchiffe andere Gefaͤße irgend welcher Art ge⸗ 
ſchleppt werden. 

Insbeſondere iſt es, die Erlangung des vorſchriftsmaͤßigen Paten- 
tes und der Konzeſſion vorausgeſetzt (F. 1.), jedem Dampfſchiffe geſtat⸗ 
tet, an beſtimmten Tagen und Stunden von jedem Hafen oder Lan⸗ 
dungsplatze abzufahren, um Reiſende ihr Gepaͤck, ihre Wagen und auch 
Waaren, in regelmaͤßiger oder unbeſtimmter Fahrt nach einem anderen 
Hafen oder Landungsplatze zu fuͤhren und andere Gefaͤße irgend einer 
Art zu ſchleppen, ohne daß es in irgend einer dieſer Beziehungen einer 
Einigung unter den Uferregierungen bedarf, in deren Gebiete die Ab- 
und Anfahrtsorte liegen. 


§. 3. 

Welche Bedingungen, Behufs Erlangung der Konzeſſion zur Dampf⸗ 
ſchiffahrt (F. 1.), von einem Einzelnen oder von einer Geſellſchaft zu er⸗ 
füllen und für die Ausübung dieſer Schiffahrt vorzuſchreiben ſind, haͤngt 
lediglich von derjenigen Uferregierung ab, welcher der einzelne Unterneh⸗ 
mer als Unterthan angehoͤrt, oder in deren Gebiet die Geſellſchaft ihren 
Sitz hat. 


$. 4. 

In Anſehung der Pruͤfung der Tauglichkeit der Dampfſchiffe kom⸗ 
men die Artikel 53. und 54. der Uebereinkunft mit denjenigen Maaßga⸗ 
ben zur Anwendung, welche die Natur der Dampfſchiffe bedingt. 

Jede Regierung wird mit Nachdruck dafuͤr ſorgen, daß die ihren 
Unterthanen, oder den, in ihrem Gebiete beſtehenden Geſellſchaften, ge— 

hoͤrigen 
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hörigen Dampfſchiffe, nebſt Maſchinen und ſonſtigem Zubehör, befonders 
dann, wenn ſie zur Perſonenbefoͤrderung dienen ſollen, in den gehoͤrigen 
Zuſtand geſetzt und ſtets darin erhalten, ingleichen daß nur ſolche Schiffs⸗ 
fuͤhrer, Maſchiniſten und Schiffsleute zum Dienſte auf den Dampfſchiffen 
zugelaſſen werden, welche, ihren perſoͤnlichen Eigenſchaften nach, fuͤr die 
erforderliche Sicherheit die genuͤgende Gewaͤhr geben. 
Außerdem behält ſich jede Regierung hinſichtlich aller, und befon- 
ders hinſichtlich der zum Perſonentransporte dienenden, ihr Stromgebiet 
befahrenden Dampfſchiffe die geeignete Kontrole und die geeigneten poli- 
zeilichen Maaßregeln zur Erreichung der erforderlichen Sicherheit vor. — 
Dabei ſoll jedoch jede irgend vermeidliche Beſchraͤnkung und Belaͤſtigung 
unterbleiben und kein Dampfſchiff, welches einem anderen Uferſtaate 
angehört, ſtrenger oder unguͤnſtiger als die eigenen Dampfſchiffe gleicher 
Art behandelt werden. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen treten am ein und ſechzigſten Tage 
nach Niederlegung der Ratifikationen im Archiv der Zentral-Rheinſchiffahrts— 
Kommiſſion in Wirkſamkeit.“ 
vereiniget hat, ſo wollen Wir, auf den Uns daruͤber gehaltenen Vortrag, den 
vorſtehenden Zuſatzartikel hierdurch genehmigen, auch Unſern Behoͤrden und 
Unterthanen, ſo weit es dieſe angeht, befehlen, ſich genau danach zu richten. — 

Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwärtige, zur Niederlegung 
in das gemeinſchaftliche Archiv der Rheinſchiffahrts-Zentralkommiſſion be⸗ 
ſtimmte Genehmigungsurkunde eigenhändig unterſchrieben und ſolche mit Unſerm 
Koͤniglichen Inſiegel verſehen laſſen. 


So geſchehen und gegeben zu Potsdam, den 30. April 1846. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Vorſtehende Genehmigungsurkunde iſt am 30. Mai c. in das zu Mainz 
befindliche Archiv der Zentralkommiſſion für die Rheinſchiffahrt niedergelegt 
worden. 
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(Fr. 2715.) Privilegium wegen Emiſſion auf den Inhaber lautender Obligationen uͤber eine 
Anleihe der Stadt Duͤſſeldorf von 300,000 Thalern. Vom 8. Juni 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. 2% f 


Nachdem der Stadtrath von Duͤſſeldorf darauf angetragen hat, ihm zur 
Regulirung des ſtaͤdtiſchen Schuldenweſens und zur Beſtreitung der Koſten 
mehrerer gemeinnuͤtziger Anlagen die Aufnahme eines Darlehns von Dreimal— 
hundert Tauſend Thalern Kurant gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender 
und mit Zinskupons verſehener Obligationen, jede zu Einhundert Thalern, Un⸗ 
ſere landes herrliche Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem Antrage im In⸗ 
tereffe der Stadtgemeine ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern ge— 
funden hat, fo ertheilen Wir, in Gemäßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. 
Juni 1833. wegen Ausftellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflich— 
tung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere lan— 
desherrliche Genehmigung zur Emiſſion der gedachten Obligationen unter nach— 
ſtehenden Bedingungen: 

1) Die Obligationen werden mit vier Prozent jährlich verzinſet und die Zinſen 
in halbjaͤhrigen Terminen gezahlt. Zur allmaͤligen Tilgung der Schuld 
werden jaͤhrlich 1 Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Obli- 
gationen nebſt den Zinſen der eingelöften Obligationen verwendet; der 
Stadtgemeine bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds mit Geneh— 
migung Unſerer Regierung zu Düffeldorf zu verſtaͤrken und dadurch die 
Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. 

Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen 
die Stadtgemeine zu. 

2) Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til- 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird von dem Stadt⸗ 
rathe eine beſondere Schuldentilgungs-Kommiſſion gewaͤhlt, welche fuͤr 
die Befolgung der Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Privilegiums ver— 
antwortlich und fuͤr die treue Befolgung der Vorſchriften von Unſerer 
Regierung in Duͤſſeldorf in Eid und Pflicht zu nehmen iſt. Dieſelbe 
ſoll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen eins aus dem Stadtrathe 
und die beiden anderen aus der Buͤrgerſchaft zu erwaͤhlen ſind. 


3) Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1. bis 3000. 
nach beiliegendem Schema ausgeſtellt, von dem Ober-Buͤrgermeiſter und 
den Mitgliedern der Schuldentilgungs-Kommiſſion unterzeichnet und von 
dem Rendanten der Kommunalkaſſe und von dem mit der Kontrole 

beauf⸗ 
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beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten kontraſignirt. Denſelben ift 
ein Abdruck dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


4) Den Obligationen werden fuͤr die naͤchſten 5 Jahre 10 Zinskupons, 
jeder zu 2 Thaler in den darin beſtimmten halbjaͤhrigen Terminen zahl— 
bar nach dem anliegenden Schema beigegeben. 

Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fuͤnfjaͤhrigen Periode 
werden nach vorheriger oͤffentlichen Bekanntmachung neue Zinskupons 
durch die Kommunalkaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, 
und daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. 

Die Kupons werden von dem Rendanten der Kommunalkaſſe und 
dem mit der Kontrole beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten unter— 
ſchrieben. n 

5) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die Kommunalkaſſe gezahlt. Auch 
werden die faͤlligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Kommunal⸗ 
Kaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung 
angenommen. 


6) Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
5 Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafür 
ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Behoͤrden zu 
milden Stiftungen verwandt werden. 


7) Die nach der Beſtimmung unter 1. einzulöfenden Obligationen werden 
entweder durch Ankauf getilgt, oder jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt. 
Die ausgelooſten Nummern werden wenigſtens drei Monate vor dem 
Zahlungstage oͤffentlich bekannt gemacht werden. 


8) Die Verlooſung geſchieht unter dem Vorſitz des Ober-Buͤrgermeiſters 
durch die Schuldentilgungs-Kommiſſion in einem, 14 Tage vorher zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum 
der Zutritt geſtattet iſt. — Ueber die Verlooſung wird ein von dem 
Ober-Buͤrgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeich⸗ 
nendes Protokoll aufgenommen. 


9) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu 
beftimmten Tage nach dem Nominalwerth durch die Kommunalkaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit 
dieſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. — 
Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine 
fälligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag 
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der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt, und zur Einloͤſung 
dieſer Kupons verwendet. 

10) Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht binnen 
drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt wer— 
den, ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies De- 
poſitum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge 
duͤrfen nur auf eine von der Schuldentilgungs-Kommiſſion kontraſignirte 
Anweifung des Ober-Buͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger Verwen— 

dung an den Rendanten der Kommunalkaſſe verabfolgt werden. Die 
deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationen laͤng— 
ſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Kommunal⸗ 
Kaſſe durch dieſe auszuzahlen. 

11) Die Nummern der ausgelooſten nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli- 
gationen find in der nach der Beſtimmung unter 7. jährlich zu erlaffenden 
Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obli— 
gationen dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet nicht binnen 
dreißig Jahren nach dem Zahlungstermin zur Einloͤſung vorgezeigt, auch 
nicht, der Beſtimmung unter 14. gemäß, als verloren oder vernichtet an— 
gemeldet; ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als getilgt an⸗ 
geſehen werden, und die dafuͤr deponirten Kapitalbetraͤge der ſtaͤdtiſchen 
Verwaltung zur Verwendung fuͤr milde Stiftungen anheimfallen. 


12) Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermoͤgen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften, und 
kann, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rech— 
ten Zeit gezahlt werden, die Zahlung derſelben von den Glaͤubigern ge— 
richtlich verfolgt werden. 

13) Die unter 4. 7. 8. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen, erfolgen 
durch die Duͤſſeldorfer Zeitung und durch die Amtsblaͤtter oder oͤffent— 
lichen Anzeiger der Regierungen zu Duͤſſeldorf, Arnsberg und Koͤln. 


14) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins— 
Kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons 
Bezug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen 
des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staats 
papiere $$. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen An- 
wendung: 

a) Die im K. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schulden— 
Tilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen 
Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhrten 

Ver⸗ 


Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen, gegen die Verfuͤgun⸗ 
gen der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an Unſere Regierung 
zu Duͤſſeldorf ſtatt; 

b) das in dem F. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſerem Landgerichte 
zu Duͤſſeldorf; 

c) die in den HH. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die unter Nr. 13. angefuͤhrten Blaͤtter geſchehen; 

d) an die Stelle der im §. 7. erwaͤhnten ſechs Zinszahlungstermine ſol⸗ 
len acht, und an die Stelle des im F. 8. erwähnten achten Zinszah⸗ 
lungstermins ſoll der zehnte treten. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige land esherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerem Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung 
von Seiten des Staats zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Charlottenburg, den 8. Juni 1846. 


(JL. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Flottwell. 


1. 
Duͤſſeldorfer Stadt-Obligation. 


(Trockener Stadtſtempel.) 
Litt. A. (Stadtfiegel) JR’ 


über Hundert Thaler Kurant. 


Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhöchfte Privilegium vom . . . 
ee hiezu ausdruͤcklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, 
daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von Hundert Thalern Kurant, 
deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadtgemeine Duͤſſeldorf zu for— 
dern hat. 

Die auf vier Prozent jährlich feſigeſetzten Zinfen find am 1e... 
iin. jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe 
der ausgefertigten halbjaͤhrigen Zinskupons gezahlt. 

Das Kapital wird durch Ankauf oder Verlooſung berichtigt werden, 
weshalb eine Kündigung Seitens des Glaͤubigers nicht zuläffig iſt. 
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Die näheren Bedingungen find in dem umſtehend abgedruckten Privile- 
gium enthalten. 
Duͤſſeldorf, am 1 ven 18 
Der Ober-Buͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗ 
N. N. Kommiſſion. ö 
NN. NN. NN. 
Eingetragen Kontrolbuch Fol. 


Der ftädtifche Sekretariatsbeamte. (Hierzu find die Kupons... ausgereicht.) 
Der Kommunalempfaͤnger. 


S. 1. 2 Rthlr. (Erſter) Kupon Dieſer Kupon wird 
nach dem Allerhoͤch⸗ 


zur 
. I. (à 10.) © . g inifoni 
ram Düffeldorfer Stadt Obligation e. Plan und 
über 
werthlos, wenn deſſen 
Hundert Thaler Kurant. Geldbetrag nicht bis 


iſten 


Inhaber dieſes empfängt am inen 16. an halbjaͤhrigen Zinſen 
der oben benannten Duͤſſeldorfer Stadt-Obligation aus der Duͤſſeldorfer 
Kommunalkaſſe zwei Thaler Kurant. 


Der Ober-Buͤrgermeiſter. Die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs— 
N. N. Kommiſſion. 
NN. NN. NN. 


(NB. Die Namen der Ober-Buͤrger⸗ 
meiſter und der Kommiſſion 
werden gedruckt.) 


Eingetragen Fol der Kontrole. 
Der ſtaͤdtiſche Sekretariatsbeamte. Der Kommunalempfaͤnger. 


